
Bindungen beim tatsächlichen Verwaltungshandeln

will allein einen tatsächlichen Erfolg herbeiführen. Art. 135 LVG regelt
den Waffengebrauch detailliert. Er ist zulässig, wenn die Vorausset-
zungen des Art. 135 Abs. 2 LVG erfüllt sind, namentlich wenn jemand
Gewalt gegen Beamte ausübt und gegen die Zuführung zu einer Behörde
Widerstand leistet. Art. 135 Abs. 3 und 4 unterwerfen den Schusswaffen-
gebrauch dem Verhältnismässigkeitsprinzip; er ist die ultima ratio und
darf nur gegen schwere Verletzungen öffentlicher Güter angewandt wer-
den. Art. 135 Abs. 5 LVG behält andere Vorschriften vor; in diesem Sinne
enthält Art. 23 PolG Regelungen über den Waffengebrauch. Die Bestim-
mung über den Waffengebrauch ist deshalb bedeutsam, weil sie von An-
fang an im Landesverwaltungspflegegesetz enthalten war. Die Schweizer
Kantone haben sich damit erst viel später befasst!?.

[II. Rechtsschutz

Gegen Realakte ist kein förmlicher Rechtsschutz möglich; der Realakt
ist als solcher mangels Verfügungsbegriffs nicht anfechtbar!®. Der ein-
zelne ist aber dem Tathandeln nicht ausgeliefert, denn das Defizit wird
durch einige Rechtsschutzmöglichkeiten abgemildert.

Zunächst besteht die Möglichkeit, dass die Tathandlung im Rahmen
einer noch zu treffenden Verfügung thematisiert und somit als solche
dem Verwaltungsrechtszug zugeführt werden kann. In diesem Zusam-
menhang ist insbesondere die feststellende Verfügung von Belang. Es ist
nämlich möglich, dass der Betroffene nach erfolgter Tathandlung eine
Feststellungsverfügung verlangen kann, wenn er in seinen rechtlich ge-
schützten Interessen betroffen ist’.

7 Vgl. Thomas Hug, Schusswaffengebrauch durch die Polizei, Diss., Zürich 1979.
18 In Österreich ist ein spezifischer Rechtsschutz gegen Realakte in $ 67c AVG eingerich-

tet worden, vgl. Walter/Mayer Nr. 548/22 ff. In der Schweiz ist die Situation ähnlich wie
in Liechtenstein; es gibt nur einen Rechtsschutz gegen Verfügungen, vgl. Paul Richli,
Zum verfahrens- und prozessrechtlichen Regelungsdefizit beim verfügungsfreien Staats-
handeln, AJP 1992, S. 196 ff. Siehe zu den bescheidenen Anfechtungsmöglichkeiten: Ro-
land Plattner-Steinmann, Tatsächliches Verwaltungshandeln, Diss., Basel 1988, S. 173 ff.
Allerdings kennen einige Kantone die sog. Rechtsverweigerungsbeschwerde, die sich
zum Teil auch gegen Realakte richten kann.
Vgl. Kley, Rechtsschutz, S. 8; vgl. dazu im schweizerischen Recht Art. 25 VWVG und im
deutschen Recht $ 43 VwGO; vgl. eingehend: Andreas Kley, Die Feststellungsverfü-
gung — eine ganz gewöhnliche Verfügung? In: Festschrift für Yvo Hangartner zum 65.
Geburtstag, St. Gallen 1998 (im Druck).
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